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I.

203034

Richtlinien für die dienstliche Beurteilung 
der Beamtinnen und Beamten im Bereich 

der Polizei (BRL Pol)
Runderlass des Ministeriums für Inneres 

und Kommunales – 403-26.00.05 – 
vom 29. Februar 2016

Auf Grund von § 93 Absatz 1 des Landesbeamtengeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. April 
2009 (GV. NRW. S. 224) werden folgende Richtlinien für 
die dienstliche Beurteilung der Beamtinnen und Beam-
ten im Bereich der Polizei (BRL Pol) erlassen.

1
Bedeutung der Beurteilung

Die Leistungen der Beamtinnen und Beamten sollen dem 
Grundsatz der Bestenauslese folgend differenziert und 
untereinander vergleichbar bewertet werden.

Beurteilungen bilden die Grundlage für personelle Maß-
nahmen. Sie sind unerlässliche Voraussetzungen für die 
Entscheidungen über Ernennung auf Lebenszeit, Beför-
derung und Verwendung der Beamtinnen und Beamten. 
Beurteilungen sind damit ein wichtiges Instrument der 
Personalführung.

Sie beruhen auf einem Vergleich derjenigen Beamtinnen 
und Beamten, die zur selben Vergleichsgruppe gehören. 
Vergleichsgruppen ändern sich von Beurteilungsstichtag 
zu Beurteilungsstichtag. Deshalb können Beurteilungen 
keine allgemein gültigen Feststellungen über die beur-
teilten Beamtinnen und Beamten treffen, sondern nur 
aussagen, welche Erkenntnisse aus dem Vergleich mit 
den anderen zu Beurteilenden und bezogen auf den Be-
urteilungszeitraum gewonnen wurden.

2
Anwendungsbereich

2.1
Diese Richtlinien gelten für die Polizeivollzugsbeamtin-
nen und Polizeivollzugsbeamten des Landes Nordrhein-
Westfalen sowie für die übrigen im Landesdienst befi nd-
lichen Beamtinnen und Beamten der Polizeibehörden 
und der Deutschen Hochschule der Polizei.

2.2
Ausgenommen sind Beamtinnen und Beamte des für 
 Inneres zuständigen Ministeriums sowie an die Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung NRW versetzte 
Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte.

3
Regelbeurteilung

3.1
Beamtinnen und Beamte sind alle drei Jahre zu einem 
Stichtag dienstlich zu beurteilen. Die jeweiligen Beurtei-
lungsstichtage legt das für Inneres zuständige Ministe-
rium fest. Die Beurteilung muss spätestens vier Monate 
nach dem Beurteilungsstichtag bekannt gegeben sein.

3.2
Von der Regelbeurteilung ausgenommen sind Beamtin-
nen und Beamte:

–  die sich in der Ausbildung zur Vorbereitung auf eine 
Fachprüfung (Aufstieg) befi nden, 

–  die sich in der Förderphase vor dem Studium zum hö-
heren Polizeivollzugsdienst befi nden,

–  auf Widerruf im Vorbereitungsdienst,

–  die im Beamtenverhältnis auf Probe eine Probezeit ab-
zuleisten haben, es sei denn, es handelt sich um Beam-
tinnen und Beamte in leitender Funktion auf Probe,

–  die sich im Eingangsamt ihrer Laufbahn befi nden 
(auch nach dem Aufstieg) und in diesem noch nicht 
beurteilt wurden (Nummer 4.2) und 

–  die ein Amt einer Besoldungsgruppe der Bundesbesol-
dungsordnungen (BBesO) in der Fassung der Bekannt-

machung des Übergeleiteten Besoldungsgesetzes NRW 
vom 16. Mai 2013 (GV. NRW. S. 234), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 16. September 2014 
(GV. NRW. S. 547), B oder W innehaben.

Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte, die das 57. Le-
bensjahr, beziehungsweise andere Beamtinnen und 
 Beamte, die das 59. Lebensjahr vollendet haben, sind 
von der Regelbeurteilung ausgenommen, soweit sie nicht 
eine Beurteilung beantragen. Dieser Antrag kann vom 
jeweils letzten Stichtag an gestellt werden, wenn die 
 Beamtin oder der Beamte zum nächsten Stichtag das 
entsprechende Lebensalter erreicht. Eine Rücknahme 
des Antrags ist bis zur Durchführung der Beurteilerbe-
sprechung (Nummer 9.2) möglich. 

Beamtinnen und Beamte, die sich im Endamt ihrer Lauf-
bahngruppe befi nden (A 9 Z BBesO bei Verwaltungs-
beamtinnen und -beamten des mittleren Dienstes bezie-
hungsweise A 11 BBesO bei Polizeivollzugsbeamtinnen 
und -beamten ohne II. Fachprüfung und A 13 BBesO bei 
Verwaltungsbeamtinnen und -beamten des gehobenen 
Dienstes beziehungsweise Polizeivollzugsbeamtinnen 
und -beamten mit II. Fachprüfung), und Polizeivollzugs-
beamtinnen und -beamte in A 16 BBesO sind ebenfalls 
nicht zu beurteilen. Es besteht jedoch die Möglichkeit ei-
ner Anlassbeurteilung nach Nummer 4.3.

3.3
Bei Beamtinnen und Beamten, die zum vorgesehenen 
 Beurteilungsstichtag aufgrund ihrer Versetzung weniger 
als ein halbes Jahr zum Kreis der zu Beurteilenden ge-
hört haben, ist die Beurteilung nicht vor Ablauf von 
neun Monaten ab dem Zeitpunkt, zu dem die Beamtin 
oder der Beamte zum Kreis der zu Beurteilenden hinzu-
getreten ist, nachzuholen. Der Kreis der zu Beurteilen-
den bestimmt sich nach der Zugehörigkeit zu der Be-
hörde.

Bei Beamtinnen und Beamten, die innerhalb des Beur-
teilungszeitraumes weniger als neun Monate Dienst ge-
leistet haben, ist die Regelbeurteilung nachzuholen. Die 
Nachbeurteilung soll nach insgesamt neun Monaten 
Dienstverrichtung erfolgen. Der Zeitraum der Dienst-
verrichtung kann sich dabei aus Zeiten innerhalb des 
Beurteilungszeitraumes und Zeiten nach Wiederantritt 
beziehungsweise Wiederaufnahme des Dienstes zusam-
mensetzen.

Nachbeurteilungen können zu festen Terminen erfolgen, 
deren letzter jedoch mindestens ein Jahr vor dem nächs-
ten Regelbeurteilungsstichtag (Nummer 3.1) liegen muss. 
Für Nachbeurteilungen gelten die für Regelbeurteilun-
gen maßgeblichen Vorschriften.

3.4
Beurteilungen und Beurteilungsbeiträge, die zum vorge-
sehenen Beurteilungsstichtag nicht zweckmäßig sind 
(z. B. schwebendes Disziplinarverfahren, längere Abwe-
senheit), können zurückgestellt werden. Auf Antrag sol-
len sie zurückgestellt werden. Die Betroffenen sind auf 
dieses Recht hinzuweisen. Nach Fortfall des Hemmnisses 
sind die Beurteilungen und Beurteilungsbeiträge nach-
zuholen. Nummer 3.3 gilt entsprechend.

3.5
Beurteilungsbeiträge

3.5.1
Allgemeines

Beurteilungsbeiträge werden zum Beispiel in Zusam-
menhang mit Versetzungen, Abordnungen, Umsetzungen 
oder Beurlaubungen der zu Beurteilenden sowie beim 
Wechsel der Erstbeurteilerin oder des Erstbeurteilers 
während des Beurteilungszeitraumes erstellt. Sie sollen 
die Zeiträume und Tätigkeiten erfassen, die bei einer zu-
künftigen Beurteilung berücksichtigt werden müssen 
und von den dann verantwortlichen Erstbeurteilerinnen 
oder Erstbeurteilern bei der Erstellung der Beurteilun-
gen aus eigener Anschauung nicht bewertet werden kön-
nen.

Auf Beurteilungsbeiträge kann verzichtet werden, wenn 
der relevante Zeitraum weniger als sechs Monate um-
fasst, es sei denn, die wahrgenommenen Aufgaben sind 
wesentlich für die Beurteilung.
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4.2
Beurteilungen im Eingangsamt der Laufbahn

Beamtinnen und Beamte sind neun Monate nach Ablauf 
der Probezeit zu beurteilen. Für Aufstiegsbeamtinnen 
und -beamte (auch im Falle des prüfungsfreien Auf-
stiegs) gilt dies entsprechend nach Übertragung der ers-
ten Funktion im Eingangsamt der neuen Laufbahn.

4.3
Beurteilungen aus besonderem Anlass

Anlassbeurteilungen kommen in Betracht bei:

4.3.1
Versetzungen

Bei Versetzungen innerhalb des Geltungsbereichs der 
Richtlinien für die dienstliche Beurteilung der Beamtin-
nen und Beamten im Bereich der Polizei (BRL Pol) gilt 
die letzte Beurteilung, so dass eine Anlassbeurteilung 
ausscheidet. Es ist ein Beurteilungsbeitrag (Nummer 3.5) 
für die nächste Regelbeurteilung zu erstellen.

Bei Versetzungen zu Behörden oder Einrichtungen au-
ßerhalb des Geltungsbereichs der BRL Pol gilt die letzte 
Beurteilung als Versetzungsbeurteilung, wenn sie im 
Zeitpunkt der Versetzung nicht älter als neun Monate 
ist. Anderenfalls ist die letzte Beurteilung um eine Fest-
stellung zu ergänzen, ob sich zwischenzeitlich Abwei-
chungen von den Bewertungen dieser Beurteilung erge-
ben haben. Die Nummern 9.3 und 9.4 gelten entspre-
chend.

Bei Versetzungen in den Geltungsbereich der BRL Pol 
hinein ist nach neun Monaten eine Anlassbeurteilung zu 
erstellen, soweit die oder der zu Beurteilende nicht be-
reits nach Nummer 3.3 in das Regelbeurteilungsverfah-
ren einzubeziehen ist.

4.3.2
Auswahlentscheidungen

Vor Entscheidungen über eine Beförderung oder die 
Übertragung eines anderen Dienstpostens darf eine Be-
urteilung nicht erstellt werden, wenn bereits eine aktu-
elle Beurteilung im derzeitigen Amt nach den Nummern 
3 oder 4.2 vorliegt.

Beamtinnen und Beamte in einem neuen statusrecht-
lichen Amt sind aus besonderem Anlass zu beurteilen, 
wenn dies zur Einbeziehung in eine Auswahlentschei-
dung nach den Grundsätzen der Bestenauslese erforder-
lich ist.

4.3.3
Ablauf einer Bewährungs- oder Unterweisungszeit

Eine nach Nummer 4.3 zulässige Beurteilung vergleicht 
die zu Beurteilenden mit den übrigen Beamtinnen und 
Beamten der Vergleichsgruppe, der sie bei einer Regel-
beurteilung zugeordnet worden wären, wenn sie zum 
Stichtag der Regelbeurteilung Angehörige der Ver-
gleichsgruppe gewesen wäre.

In anderen Fällen ist die Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde einzuholen.

5
Aufgabenbeschreibung

Grundlage der Leistungs- und Befähigungsbeurteilung 
(Nummer 6) ist eine Aufgabenbeschreibung. Die Aufga-
benbeschreibung soll die den Beurteilungszeitraum prä-
genden Aufgaben sowie Sonderaufgaben von besonde-
rem Gewicht aufführen. Die Beamtin oder der Beamte 
ist an der Zusammenstellung zu beteiligen.

Die Aufgabenbeschreibung soll den besonderen Bezug 
zu den zu beurteilenden Leistungs- und Befähigungs-
merkmalen erkennen lassen. Es sollen in der Regel nicht 
mehr als fünf Aufgaben benannt werden. Funktionsbe-
schreibungen und Geschäftsverteilungspläne können zu-
grunde gelegt werden. Werturteile über die zu Beurtei-
lenden oder Angaben über die zur Aufgabenerfüllung 
notwendigen Qualifi kationen oder Kenntnisse sind zu 
vermeiden.

Ein Beurteilungsbeitrag ist keine Beurteilung im rechtli-
chen Sinne, auch da er nicht mit einem Endurteil ab-
schließt. Rechtsmittel allein gegen den Beitrag sind dem-
zufolge nicht zulässig.

3.5.2

Verfahren

Beurteilungsbeiträge werden von der Erstbeurteilerin 
oder dem Erstbeurteiler erstellt. Sie müssen zeitnah 
(zum Beispiel zum Ende des Abordnungszeitraumes be-
ziehungsweise vor der Versetzung der zu Beurteilenden 
oder vor dem Wechsel der Erstbeurteilerin oder des 
Erstbeurteilers) unter Verwendung des hierfür vorgese-
henen Formblattes erstellt werden.

Sie müssen eine Aufgabenbeschreibung enthalten und 
-ohne Endnote- Auskunft über den Leistungs- und Befä-
higungsstand einer Beamtin oder eines Beamten geben. 
Hierzu sollen lediglich die Merkmale beurteilt werden. 
Eine Gesamtnote ist nicht zu bilden.

In einem Gespräch soll der Beamtin oder dem Beamten 
Gelegenheit gegeben werden, das Eignungs-, Befähi-
gungs- und Leistungsbild, das die Beurteilerin oder der 
Beurteiler innerhalb des Beurteilungszeitraumes gewon-
nen hat, mit der eigenen Einschätzung abzugleichen. 
Unter Angabe des Datums ist zu bestätigen, dass das 
Gespräch stattgefunden hat.

Der Beitrag ist der Behördenleitung auf dem Dienstweg 
vorzulegen, die hierzu ein Votum abgeben muss, wenn 
eine Abweichung vom voraussichtlich in der Vergleichs-
gruppe anzulegenden Maßstab schon zu diesem Zeit-
punkt offensichtlich ist. Die Behördenleitung kann ihre 
Vertreterin oder ihren Vertreter beziehungsweise die 
Leiterin oder den Leiter der personalführenden Abtei-
lung beauftragen, das Votum abzugeben.

Für Beurteilungsbeiträge, die einer anderen Behörde zur 
Verwendung bei der nächsten Beurteilung der Beamtin 
oder des Beamten zur Verfügung gestellt werden, zeich-
nen die Leiterinnen oder Leiter der abgebenden Behör-
den verantwortlich. Diese achten im besonderen Maße 
auf die Einhaltung der üblichen Beurteilungsmaßstäbe. 
Es soll angegeben werden, welche Beurteilerinnen oder 
Beurteiler an der Erstellung der Beurteilungsbeiträge 
beteiligt waren.

Beurteilungsbeiträge, die von internationalen Organisa-
tionen anlässlich einer Auslandsverwendung erstellt 
wurden, sind angemessen einzubeziehen.

Beurteilungsbeiträge sind der Beamtin oder dem Beam-
ten spätestens vier Monate nach Ende des dem Beurtei-
lungsbeitrag zugrundeliegenden Zeitraums bekannt zu 
geben und bei der Personalverwaltung bis zur nächsten 
Beurteilung zu hinterlegen. Die Beiträge sind bei der 
nächsten Beurteilung zu berück sichtigen und dann mit 
der Beurteilung zur Personalakte zu nehmen.

4

Sonstige Beurteilungen

4.1

Beurteilungen während der Probezeit

Beamtinnen und Beamte auf Probe sind ein Jahr nach 
Beginn der Probezeit erstmals zu beurteilen. Kann eine 
Bewährung zu diesem Zeitpunkt noch nicht festgestellt 
werden, ist die Beamtin oder der Beamte nach einem 
weiteren Jahr erneut zu beurteilen.

Zum Ablauf der Probezeit ist eine zusammenfassende, 
auf die gesamte bisherige Probezeit bezogene Beurtei-
lung zu erstellen. Kann die Bewährung während der 
Probezeit in dieser Beurteilung noch nicht festgestellt 
werden, ist die Beamtin oder der Beamte rechtzeitig vor 
Ablauf der verlängerten Probezeit erneut zu beurteilen.

In Fällen des Nachteilsausgleichs nach §  21 Landesbe-
amtengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. April 2009 (GV. NRW. S.224), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GV. 
NRW. S. 938), ist vor einer Beförderung eine Beurteilung 
zu erstellen.
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6.2
Beurteilungsmaßstab und Bewertung

Für die Bewertung der Merkmale sowie der Gesamtnote 
sind folgende Noten zu verwenden:

Entspricht nicht den Anforderungen 1 Punkt,

entspricht im Allgemeinen den 
Anforderungen 2 Punkte,

entspricht voll den Anforderungen 3 Punkte,

übertrifft die Anforderungen 4 Punkte,

übertrifft die Anforderungen in besonderem 
Maße 5 Punkte.

Zwischenbewertungen sind nicht zulässig.

Für jedes Merkmal ist zu prüfen, inwieweit die Beamtin 
oder der Beamte im Beurteilungszeitraum den Anforde-
rungen des im Zeitpunkt des Beurteilungsstichtages 
übertragenen (statusrechtlichen) Amtes unter Berück-
sichtigung der in der Aufgabenbeschreibung aufgeführ-
ten Aufgaben entsprochen hat.

Die Beurteilung eines Merkmals schließt mit einem Er-
gebnis ab, das unter Berücksichtigung der in Num-
mer 6.1 dargestellten Kriterien zu bilden und in Punkten 
festzusetzen ist.

7
Zusätzliche Angaben und Verwendung

Im Anschluss an die Beurteilung der Merkmale stellt die 
Erstbeurteilerin oder der Erstbeurteiler ergänzend die 
im dienstlichen Umgang gezeigten besonderen Fach-
kenntnisse und Fähigkeiten dar, die für die weitere 
dienstliche Verwendung und berufl iche Entwicklung von 
Bedeutung sind.

Ferner sollen Aussagen zur körperlichen Befähigung so-
wie über Verwendungsbreite und Teilnahme an Lehr-
gängen sowie Einsatzmöglichkeiten und Fortbildung ge-
macht werden. Diese Angaben sollen frei formuliert und 
in kurzer Form dargestellt werden. Ergänzungen der 
Endbeurteilerin oder des Endbeurteilers sind aufzuneh-
men und zu kennzeichnen.

Bei schwerbehinderten und ihnen gleichgestellten Beam-
tinnen und Beamten ist Nummer 10 zu beachten.

7.1
Besondere Fachkenntnisse und Fähigkeiten

Fachkenntnisse und Fähigkeiten, die über die allgemeine 
Vor- und Ausbildung hinausgehen, sind arbeitsplatzbe-
zogen darzustellen. Im Übrigen werden sie als eigene 
Angaben der Beamtin oder des Beamten auf Wunsch in 
die Beurteilung aufgenommen, sofern sie für die weitere 
dienstliche Verwendung und berufl iche Entwicklung von 
Bedeutung sein können. Die eigenen Angaben sind als 
solche zu kennzeichnen.

7.2
Körperliche Leistungsfähigkeit

Bei Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten ist grund-
sätzlich zur körperlichen Leistungsfähigkeit Stellung zu 
nehmen.

Hinweise zur körperlichen Leistungsfähigkeit von Ver-
waltungsbeamtinnen und -beamten sind nur ausnahms-
weise und im Einvernehmen mit der Beamtin oder dem 
Beamten zu geben, soweit sie für die weitere Verwen-
dung bedeutsam sein können.

7.3
Verwendungsbreite, Teilnahme an Lehrgängen

Die bisher wahrgenommenen Funktionen und Nebenäm-
ter sowie die Teilnahme an Lehrgängen während des Be-
urteilungszeitraumes sind zu vermerken. Ferner sollen 
-soweit die Beamtin oder der Beamte nicht wider-
spricht- die Tätigkeiten als Mitglied eines Personalrates 
oder einer Schwerbehindertenvertretung oder als soziale 
Ansprechpartnerin beziehungsweise sozialer Ansprech-
partner ohne Bewertung angegeben werden.

7.4
Einsatzmöglichkeiten, Fortbildung

6
Leistungs- und Befähigungsbeurteilung

Bei der Beurteilung der Merkmale sind Lebens- und 
Diensterfahrung zu berücksichtigen, soweit sie sich in 
der Ausprägung der Leistungs- und Befähigungsmerk-
male oder in der Eignung der Beamtin oder des Beamten 
niederschlagen. In der Regel ist anzunehmen, dass sich 
Diensterfahrung positiv auf das Leistungsbild auswirkt.

6.1
Merkmale

Zu beurteilen sind die Arbeitsorganisation, der Arbeits-
einsatz, die Arbeitsweise, die Leistungsgüte, der Leis-
tungsumfang, die Veränderungskompetenz, die soziale 
Kompetenz, die Mitarbeiterführung sowie die im dienst-
lichen Umgang gezeigten Fähigkeiten und Fachkennt-
nisse, die für die weitere dienstliche Verwendung und 
berufl iche Entwicklung von Bedeutung sind.

In die Bewertung der Merkmale sind die nachfolgenden 
Kriterien einzubeziehen:

1. Arbeitsorganisation

 –  Planung und zielgerichtete Ausrichtung von Ar-
beitsabläufen

 –  Prioritäten berücksichtigen

 –  Effizienz

2. Arbeitseinsatz

 –  Initiative und Selbständigkeit

 –  Ausdauer und Belastbarkeit

3. Arbeitsweise

 –  Analytische Fähigkeit

 –  Gestaltungsspielräume nutzen

 –  Entscheidungsfreude

 –  Urteilsfähigkeit

4. Leistungsgüte

 –  Schriftlicher und mündlicher Ausdruck

 –  Sorgfalt und Gründlichkeit

 –  Effektivität

 –  Beachten von inhaltlichen, rechtlichen, formalen 
und zeitlichen Vorgaben

5. Leistungsumfang

 –  Arbeitsumfang unter Berücksichtigung des jeweili-
gen Schwierigkeitsgrades und der Verwendbarkeit 
des Arbeitsergebnisses

6. Veränderungskompetenz

 –  Bereitschaft, sich neuen Anforderungen zu stellen

 –  Selbstrefl exion

 –  Aktive und passive Kritikfähigkeit

 –  Bereitschaft zum lebenslangen Lernen

 –  Bereitschaft, Wissen an andere zu vermitteln

7. Soziale Kompetenz

 –  Zusammenarbeit mit Kolleginnen und Kollegen

 –  Zusammenarbeit mit Vorgesetzten

 –  Wertschätzung und Teamfähigkeit

 –  Verantwortungsbereitschaft und Zuverlässigkeit

 –  Umgang mit Bürgerinnen und Bürgern

8. Mitarbeiterführung (nur für Vorgesetzte)

 –  Zielentwicklung und -vereinbarung; Leistungsmo-
tivation 

 –  Umgang mit Konfl iktsituationen

 –  Delegieren und Kontrollieren

 –  Beurteilen und Fördern

 –  Beachten der Ziele der Gesundheitsförderung

 –  Beachten der Ziele der Gleichstellung. 
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Die Erstbeurteilerin oder der Erstbeurteiler erstellt ei-
nen Verwendungsvorschlag, in dem unter Berücksichti-
gung der besonderen Stärken, Neigungen, Interessen 
und Verwendungswünsche der oder des zu Beurteilen-
den darzulegen ist, in welchen anderen Arbeitsbereichen 
diese oder dieser nach Auffassung der Erstbeurteilerin 
oder des Erstbeurteilers eingesetzt werden könnte.

Die Benennung konkreter Arbeitsplätze ist nicht erfor-
derlich.

Darüber hinaus schlägt die Erstbeurteilerin oder der 
Erstbeurteiler bei Bedarf Maßnahmen zur Förderung 
und Fortbildung vor. Besondere Interessen und Wünsche 
nach Teilnahme an dienstlicher Fortbildung der Beamtin 
oder des Beamten sind hier zu vermerken.

8
Gesamturteil

8.1
Die Gesamtnote ist aus der Bewertung der Leistungs- 
und Befähigungsmerkmale unter Würdigung ihrer Ge-
wichtung und der Gesamtpersönlichkeit der Beamtin 
oder des Beamten zu bilden und in Punkten festzusetzen. 
Ein Punktwert als arithmetisches Mittel aus den Bewer-
tungen der einzelnen Merkmale ist nicht zu bilden.

8.2
Vergleichsgruppen, Richtsätze

Um eine einheitliche Anwendung des Bewertungsmaß-
stabs für die Beurteilung von Beamtinnen und Beamten, 
die untereinander vergleichbar sind, sicher zu stellen, 
sollen bei Regelbeurteilungen Vergleichsgruppen gebil-
det und hierauf Richtsätze angewandt werden.

8.2.1
Vergleichsgruppen

Die Bildung der Vergleichsgruppen obliegt der oder dem 
zur Schlusszeichnung Befugten nach Maßgabe folgender 
Grundsätze:

–  in erster Linie sollen Beamtinnen und Beamte dersel-
ben Laufbahn und derselben Besoldungsgruppe eine 
Vergleichsgruppe bilden,

–  stehen nach dem Stellenplan Beamtinnen und Beamte 
verschiedener Laufbahnen miteinander in Konkur-
renz, können auch Beamtinnen und Beamte derselben 
Laufbahngruppe und derselben Besoldungsgruppe 
eine Vergleichsgruppe bilden und

–  in Fällen, in denen die Wahrnehmung einer bestimm-
ten Funktion im Vordergrund steht, können auch An-
gehörige derselben Funktionsebene eine Vergleichs-
gruppe bilden. Hierzu ist die Zustimmung des für 
Inneres zuständigen Ministeriums einzuholen.

Eine Vergleichsgruppe sollte mindestens 30 Personen 
umfassen. Beamtinnen und Beamte, die an der Regelbe-
urteilung (Nummer  3.1) nicht teilnehmen, sind bei der 
Bildung der Vergleichsgruppen nicht mit zuzählen.

8.2.2
Richtsätze

Bei der Festlegung der Gesamtnote sollen durch diejeni-
gen, die zur Schlusszeichnung befugt sind, als Orientie-
rungsrahmen Richtsätze (Obergrenzen) berücksichtigt 
werden.

Die Richtsätze geben nur Anhaltspunkte für eine vor al-
lem auch im Quervergleich innerhalb der Vergleichs-
gruppe möglichst gerechte Bewertung der von den Beur-
teilten erbrachten Leistungen. Sie dürfen im Einzelfall 
die Zuordnung der jeweils zutreffenden Gesamtnote 
nicht verhindern. 

Es gelten folgende Richtsätze:

 Gesamtnote 4 Punkte 20 Prozent

 Gesamtnote 5 Punkte 10 Prozent.

Die Prozentsätze beziehen sich auf die Gesamtzahl der 
zu beurteilenden Beamtinnen und Beamten derselben 
Vergleichsgruppe im Bereich einer oder eines zur 
Schlusszeichnung Befugten.

Wird die für eine Vergleichsgruppe erforderliche Min-
destzahl nicht erreicht, soll bei der Festlegung der Ge-
samtnote eine Differenzierung angestrebt werden, die 
sich an diesen Orientierungsrahmen anlehnt.

9

Beurteilungsverfahren

9.1

Beurteilungsvorschlag

9.1.1

Erstbeurteilung

Die Erstbeurteilerin oder der Erstbeurteiler hat zu Be-
ginn des Beurteilungsverfahrens mit der Beamtin oder 
dem Beamten ein Gespräch zu führen. In ihm soll das 
Eignungs-, Befähigungs- und Leistungsbild, das die Be-
urteilerin oder der Beurteiler innerhalb des Beurtei-
lungszeitraumes gewonnen hat, mit der eigenen Ein-
schätzung abgeglichen werden.

Die Beamtin oder der Beamte soll die Möglichkeit ha-
ben, die für die Beurteilung wichtigen Punkte darzule-
gen. Die Erstbeurteilerin oder der Erstbeurteiler hat un-
ter Angabe des Datums zu bestätigen, dass das Gespräch 
stattgefunden hat. Die Erstbeurteilerin oder der Erstbe-
urteiler hat vorliegende Beurteilungsbeiträge zu berück-
sichtigen.

Die Erstbeurteilerin oder der Erstbeurteiler beurteilt 
unabhängig und ist nicht an Weisungen gebunden. Sie 
oder er muss in der Lage sein, sich aus eigener Anschau-
ung ein Urteil über die zu Beurteilende oder den zu Be-
urteilenden zu bilden. Einzelne Arbeitskontakte oder 
kurzfristige Einblicke in die Arbeit reichen hierfür nicht 
aus. In besonders gelagerten Ausnahmefällen kann hier-
von abgewichen werden.

Sie oder er hat nach eigenen Kenntnissen und Erfahrun-
gen zu beurteilen. Unabhängig davon sind vor der Er-
stellung des Beurteilungsvorschlags Gespräche der Vor-
gesetzten mit den Erstbeurteilerinnen und 
Erstbeurteilern mit dem Ziel der Anwendung gleicher 
Beurteilungsmaßstäbe zulässig und sinnvoll.

Der Beurteilungsvorschlag ist zu unterzeichnen und der 
oder dem Schlusszeichnenden auf dem Dienstweg zur 
abschließenden Beurteilung vorzulegen. Die Vorgesetz-
ten der Erstbeurteilerinnen und Erstbeurteiler erörtern 
diesen Vorschlag mit ihren Vorgesetzten. Dabei ist auch 
zu berücksichtigen, inwieweit die oder der zu Beurtei-
lende im Vergleich zu anderen ihnen unterstehenden Be-
amtinnen und Beamten der Vergleichsgruppe den Anfor-
derungen entsprochen hat.

Beurteilungen sind unabhängig von vorausgegangenen 
Beurteilungen vorzunehmen.

9.1.2

Erstellung der Beurteilungen

Für alle Beurteilungen sind die entsprechenden Beurtei-
lungsvordrucke gemäß Anlagen* zu verwenden. Beurtei-
lungen sollen computerunterstützt erstellt werden. 

Dateien dürfen nicht kopiert oder anderen Personen zu-
gänglich gemacht werden. Verantwortlich für den Da-
tenschutz ist die Erstbeurteilerin oder der Erstbeurtei-
ler.

Der Beurteilungsvorschlag ist als Entwurf zu kennzeich-
nen und einschließlich Vorblatt auf dem Dienstweg der 
oder dem Schlusszeichnenden vorzulegen. Die abschlie-
ßende Beurteilung ist handschriftlich in den Entwurf 
einzutragen. Die Erstbeurteilerin oder der Erstbeurteiler 
nimmt die handschriftlichen Ergänzungen in die Datei 
auf und leitet der oder dem Schlusszeichnenden das Ori-
ginal der Beurteilung zur Schlusszeichnung zu.

Die Datei ist nach Abschluss des Beurteilungsverfah-
rens, spätestens nach Bekanntgabe der Beurteilung, von 
der Erstbeurteilerin oder vom Erstbeurteiler zu löschen. 
Die Dateilöschung ist unter Angabe des Datums in dem 
Original der Beurteilung zu vermerken.
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9.1.3
Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten

Die Gleichstellungsbeauftragte ist von Beginn an in die 
Maßstabsbildung einzubinden. Ihr ist insbesondere Ge-
legenheit zur Teilnahme an Besprechungen zu geben, in 
denen die Anwendung eines Maßstabes festgelegt wird.

9.2
Schlusszeichnung

Die oder der Schlusszeichnende ist zur Anwendung glei-
cher Beurteilungsmaßstäbe verpfl ichtet und soll bei Re-
gelbeurteilungen die zur einheitlichen Anwendung fest-
gelegten Richtsätze berücksichtigen.

Sie oder er entscheidet abschließend über die Beurtei-
lung der Merkmale sowie über das Gesamturteil. Hierzu 
zieht sie oder er zur Beratung weitere personen- und 
sachkundige Bedienstete, unter anderem die Gleichstel-
lungsbeauftragte, heran (Beurteilerbesprechung). Die 
Beurteilungen sind in der Beurteilerbesprechung mit 
dem Ziel zu erörtern, leistungsgerecht abgestufte und 
untereinander vergleichbare Beurteilungen zu erreichen. 
Hat die oder der Schlusszeichnende keinen Anlass, von 
dem Beurteilungsvorschlag abzuweichen, schließt sie 
oder er sich der Erstbeurteilung an.

Stimmen Erst- und Endbeurteilung bei der Bewertung 
der Merkmale und des Gesamturteils nicht überein, so 
hat die oder der Schlusszeichnende die abweichende Be-
urteilung zu begründen. Der Verwendungsvorschlag bin-
det die Schlusszeichnende oder den Schlusszeichnenden 
nicht.

9.3
Mittlerer und gehobener Dienst

Die Beurteilung der Beamtinnen und Beamten des mitt-
leren und gehobenen Dienstes obliegt der Leiterin oder 
dem Leiter der Behörde (Endbeurteilung), bei der die 
Beamtin oder der Beamte beschäftigt ist. Diese Zustän-
digkeit kann auf die Vertreterin oder den Vertreter dele-
giert werden.

Die Leiterin oder der Leiter der Behörde soll eine Vorge-
setzte oder einen Vorgesetzten (mindestens des gehobe-
nen Dienstes) der oder des zu Beurteilenden mit der Er-
stellung eines Beurteilungsvorschlags (Erstbeurteilung) 
beauftragen, die oder der mit der oder dem zu Beurtei-
lenden nicht in Beförderungskonkurrenz steht.

9.4
Höherer Dienst

Die Beurteilung der Beamtinnen und Beamten des höhe-
ren Dienstes der Kreispolizeibehörden in den Besol-
dungsgruppen A 13 und A 14 BBesO obliegt der Leiterin 
oder dem Leiter des Landesamtes für Ausbildung, Fort-
bildung und Personalangelegenheiten der Polizei NRW 
(Endbeurteilung).

Die Endbeurteilung aller Beamtinnen und Beamten des 
höheren Dienstes in den Besoldungsgruppen A 15 und 
A  16 BBesO sowie der Beamtinnen und Beamten der 
 Besoldungsgruppen A 13 und A 14 BBesO des höheren 
Dienstes der Landesoberbehörden und der Deutschen 
Hochschule der Polizei obliegt dem für Inneres zustän-
digen Ministerium. Sie erfolgt durch die Leiterin oder 
den Leiter des Referates, das im für Inneres zuständigen 
Ministerium für die Personalangelegenheiten der Polizei 
zuständig ist.

Die Leiterin oder der Leiter der Behörde unterzeichnet 
die Erstbeurteilung der ihr oder ihm unterstellten Beam-
tinnen und Beamten. 

Zur Gewährleistung eines landeseinheitlichen Beurtei-
lungsmaßstabs stimmen sich die zur Endbeurteilung Be-
fugten kontinuierlich ab.

Die für Inneres zuständige Ministerin oder der für Inne-
res zuständige Minister kann die Endbeurteilung für 
eine Gruppe von Beamtinnen und Beamten auch selbst 
vornehmen oder die Befugnis zur Schlusszeichnung auf 
die für die Polizei zuständige Abteilungsleiterin oder 
den für die Polizei zuständigen Abteilungsleiter im für 
Inneres zuständigen Ministerium übertragen.

9.5
Mitwirkung der Personalstelle

Die Personalstelle koordiniert die Anwendung der Beur-
teilungsrichtlinien und wirkt auf die Vergleichbarkeit 
der Beurteilungen hin.

9.6
Beurteilungen während der Probezeit

Bei Beurteilungen während der Probezeit tritt an die 
Stelle des Gesamturteils (Nummer  8) eine Aussage, ob 
sich die Beamtin oder der Beamte im Beurteilungszeit-
raum in vollem Umfang bewährt oder nicht bewährt hat 
oder ob die Bewährung noch nicht festgestellt werden 
kann.

In Fällen des Nachteilsausgleichs nach §  21 Landesbe-
amtengesetz oder wenn die Beamtin oder der Beamte 
sich wegen besonderer Leistung ausgezeichnet hat (§ 20 
Absatz 2 Satz 2 Landesbeamtengesetz), ist eine Beurtei-
lung ausschließlich nach der Anlage zu erstellen, die ei-
nen Vergleich mit Beurteilungen nach Nummer  4.2 er-
möglicht.

Für Beurteilungen während der Probezeit gilt ein stren-
ger Maßstab.

In einem Gespräch soll der Beamtin oder dem Beamten 
Gelegenheit gegeben werden, das Eignungs-, Befähi-
gungs- und Leistungsbild, das die Beurteilerin oder der 
Beurteiler innerhalb des Beurteilungszeitraumes gewon-
nen hat, mit der eigenen Einschätzung abzugleichen. 
Unter Angabe des Datums ist zu bestätigen, dass das 
Gespräch stattgefunden hat.

Kann die Bewährung noch nicht abschließend beurteilt 
werden, so ist dies zu vermerken. Aussagen über die Be-
währung sind auch bei Beurteilungsbeiträgen während 
der Probezeit zu treffen.

9.7
Beurteilungen im Eingangsamt der Laufbahn

Auch auf Beurteilungen im Eingangsamt fi nden die Vor-
schriften über die Regelbeurteilung (zum Beispiel Richt-
sätze, Beurteilungsverfahren) Anwendung.

Die Gruppe der im Eingangsamt ihrer Laufbahn zu be-
urteilenden Beamtinnen und Beamten ist hinsichtlich 
des Beurteilungsmaßstabs in Zusammenhang mit den 
übrigen Beamtinnen und Beamten im gleichen status-
rechtlichen Amt zu sehen.

9.8
Bekanntgabe

Die Beurteilung ist der Beamtin oder dem Beamten nach 
Abschluss des Beurteilungsverfahrens und vor Auf-
nahme in die Personalakte durch Übergabe oder Über-
sendung einer Abschrift bekannt zu geben. Der Beamtin 
oder dem Beamten ist Gelegenheit zu geben, die Beurtei-
lung zu besprechen und sich den Ablauf des Beurtei-
lungsverfahrens einschließlich der Beurteilerbespre-
chung erläutern zu lassen.

Das Gespräch soll grundsätzlich zunächst zwischen der 
oder dem Beurteilten und der Erstbeurteilerin oder dem 
Erstbeurteiler geführt werden. Fragen, die die Erstbeur-
teilerinnen oder Erstbeurteiler nicht aus eigener Kennt-
nis beantworten können, vor allem zum Verfahren, zur 
Beurteilerbesprechung und zu einem von der Erstbeur-
teilung abweichenden Beurteilungsergebnis, sind mit 
darüber informierten weiteren Vorgesetzten zu bespre-
chen.

Wenn die Beurteilung aufgrund einer mündlichen oder 
schriftlichen Gegenäußerung der Beamtin oder des Be-
amten geändert worden ist, ist der Beamtin oder dem 
Beamten die geänderte Beurteilung vor Aufnahme in die 
Personalakte durch Übergabe oder Übersendung einer 
Abschrift bekannt zu geben.

Beurteilungen und schriftliche Gegenäußerungen sind zu 
der Personalakte zu nehmen.

10
Sonderregelungen für schwerbehinderte und ihnen 
gleichgestellte Menschen
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10.1
Bei der Beurteilung schwerbehinderter und ihnen 
gleichgestellter Menschen ist eine etwaige Minderung 
der Arbeits- und Einsatzfähigkeit durch die Behinde-
rung zu berücksichtigen. Eine geringere Quantität der 
Arbeitsleistung, soweit sie auf behinderungsbedingter 
Minderung beruht, darf das Beurteilungsergebnis nicht 
negativ beeinfl ussen.

10.2
Die bevorstehende Erstellung einer Beurteilung oder ei-
nes Beurteilungsbeitrags für einen schwerbehinderten 
oder ihm gleichgestellten Menschen teilt die Personal-
stelle der Schwer behindertenvertretung rechtzeitig mit. 
Mit Zustimmung des schwerbehinderten oder ihm 
gleichgestellten Menschen ist der Schwerbehinderten-
vertretung ein Gespräch mit der Erstbeurteilerin oder 
dem Erstbeurteiler und die Teilnahme am Beurteilungs-
gespräch zu ermöglichen.

Die Schwerbehindertenvertretung hat Gelegenheit, zum 
Umfang der Schwerbehinderung und ihrer Auswirkung 
auf Leistung, Befähigung und Eignung mündlich oder 
schriftlich gegenüber der Personalstelle Stellung zu neh-
men.

Gibt die Schwerbehindertenvertretung eine Stellung-
nahme ab, so ist die Erstbeurteilerin oder der Erstbeur-
teiler über den Inhalt der Stellungnahme zu unterrich-
ten. In der Beurteilung sind Beschränkungen in der 
Einsatzfähigkeit und besondere Leistungen in Anbe-
tracht der Behinderung aufzuzeigen.

Wurde bei der abschließenden Bewertung die vermin-
derte Arbeits- und Einsatzfähigkeit berücksichtigt, so ist 
dies ebenso wie die Beteiligung der Schwerbehinderten-
vertretung zu vermerken.

11
Geschäftsmäßige Behandlung der Beurteilungen

Beurteilungen sind vertraulich zu behandeln.

Nach Bekanntgabe der Beurteilung sind Entwürfe und 
Notizen für die Dauer von einem Jahr von der Personal-
stelle gesondert aufzubewahren und anschließend zu 
vernichten beziehungsweise zu löschen.

Eine Durchschrift der Beurteilungen der Beamtinnen 
und Beamten des höheren Dienstes ist dem für Inneres 
zuständigen Ministerium vorzulegen.

Diese Grundsätze sind auch für Beurteilungsbeiträge 
(Nummer 3.5) anzuwenden.

12
Schlussvorschriften

Diese Beurteilungsrichtlinien treten am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten die Richtli-
nien für die dienstliche Beurteilung der Beamtinnen und 
Beamten im Bereich der Polizei vom 9. Juli 2010 (MBl. 
NRW. S. 678) außer Kraft.

Düsseldorf, den 29. Februar 2016

Ralf  J ä g e r  MdL

Minister für Inneres und Kommunales 
des Landes Nordrhein-Westfalen

* Die Anlagen werden nicht im Ministerialblatt abgedruckt, 
sie können im Intranet der Polizei eingesehen werden.

– MBl. NRW. 2016 S. 226

20310

Zuständigkeiten für Personalangelegenheiten 
der Regierungsbeschäftigten 

im Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Inneres und Kommunales NRW

Runderlass des Ministeriums für Inneres 
und Kommunales – 22 – 42.06.02 –

vom 16. März 2016 

Die Zuständigkeit für die Bearbeitung von Personalan-
gelegenheiten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
(Regierungsbeschäftigten) im Geschäftsbereich des Mi-
nisteriums für Inneres und Kommunales richtet sich 
nach folgenden Bestimmungen:

1
Grundsatz

1.1
Allgemeine Zuständigkeit 

Zuständig für die Personalangelegenheiten der bei ihnen 
tätigen Regierungsbeschäftigten einschließlich der Per-
sonalaktenführung sind die Leitungen der folgenden Be-
hörden und Einrichtungen, soweit nicht die Nummern 2 
und 3 dieses Runderlasses andere Zuständigkeiten fest-
legen:

 1. die Bezirksregierungen, 

 2. das Landeskriminalamt (LKA),

 3.  das Landesamt für Ausbildung, Fortbildung und 
Personalangelegenheiten der Polizei (LAFP),

 4.  das Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste 
(LZPD),

 5. die Kreispolizeibehörden, 

 6.  der Landesbetrieb Information und Technik (IT.
NRW),

 7.  die Fortbildungsakademie des Ministeriums für In-
neres und Kommunales (FAH), 

 8.  die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung 
(FHöV), 

 9. das Institut der Feuerwehr (IdF),

10.  das Institut für öffentliche Verwaltung (IöV) / Lan-
desprüfungsamt für Verwaltungslaufbahnen (LPA) 
und 

11. die Deutsche Hochschule der Polizei (DHPol). 

1.2
Vorbehalt

Das Ministerium kann die Zuständigkeit nach Num-
mer 1.1 im Einzelfall an sich ziehen. 

2
Zuständigkeit in besonderen Fällen

2.1
Einstellung, Weiterbeschäftigung, Auswahl, Eingruppie-
rung

2.1.1
Einstellung, Weiterbeschäftigung, Auswahl

Personalauswahlverfahren (einschließlich Stellenaus-
schreibung) zur Besetzung von Stellen ab der Entgelt-
gruppe 13 der Entgeltordnung des Tarifvertrages für den 
öffentlichen Dienst der Länder – TV-L – in der Fassung, 
die für den Bereich der Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder und für das Land NRW jeweils gilt, werden vom 
Ministerium durchgeführt.

Die Entfristung eines bestehenden befristeten Arbeits-
verhältnisses im Sinne des Satzes 1 beziehungsweise die 
befristete Weiterbeschäftigung in einem solchen Arbeits-
verhältnis unterliegt der vorherigen Zustimmung des 
Ministeriums.
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4
Regelungen für Dozentinnen und Dozenten an der FHöV 
NRW

Die Zuständigkeit für Angelegenheiten von Dozentinnen 
und Dozenten wird gesondert geregelt.

5.
Inkrafttreten/Außerkrafttreten

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt der Runderlass des Ministeriums 
für Inneres und Kommunales vom 27. Januar 1998 (MBl. 
NRW. S. 202) außer Kraft.

– MBl. NRW. 2016 S. 231

2160

Öffentliche Anerkennung als Träger 
der freien Jugendhilfe

Bekanntmachung des Ministeriums für Familie, 
Kinder, Jugend, Kultur und Sport 

– 313-3.6102.01 –
vom 17. März 2016

Die Bekanntmachung des Ministeriums für Familie, 
Kinder, Jugend, Kultur und Sport vom 28. Mai 1990 
(MBl. NRW. S.  810) zuletzt geändert durch Bekannt-
machung vom 13. November 2015 (MBl. NRW. S.  796) 
wird wie folgt geändert:

1.   Bei dem Träger „Bundesvereinigung Kulturelle Ju-
gendbildung e. V.“ wird das Wort „Remscheid“ er-
setzt durch das Wort „Bonn“.

2.   Bei dem Träger „Deutsche Philatelisten-Jugend e. V.“ 
wird das Wort „Herne“ ersetzt durch das Wort „Be-
ckum“.

3.   Der Träger ,junges forum Gesellschaft für politische 
und kulturelle Bildung mbH“ wird gestrichen.

4.   Bei dem Träger „Landesarbeitsgemeinschaft  Jungen-
arbeit in Nordrhein-Westfalen e. V.“ wird das Wort 
„Siegen“ ersetzt durch das Wort „Dortmund“.

5.   Bei dem Träger „Landesarbeitsgemeinschaft  Spiel- 
und Amateurtheater Nordrhein-Westfalen e. V.“ wird 
der Name des Trägers geändert in „Landesarbeitsge-
meinschaft  Spiel und Theater NRW e. V.“. Das Wort 
„Recklinghausen“ wird ersetzt durch das Wort „Her-
ford“.

6.   Der Träger „Landesverband der Eltern körperge-
schädigter Kinder und junger körperbehinderter Er-
wachsener Nordrhein-Westfalen  e. V. – Contergange-
schädigten Hilfswerk-“ wird gestrichen.

7.   Bei dem Träger „Stätte der Begegnung, Selbsthilfe-
werk für politische Bildung“ wird der Name des Trä-
gers geändert in „Stätte der Begegnung e. V.“.

8.   Bei dem Träger „Transfer, Verein für interkulturelle 
und soziale Begegnung im Freizeitbereich e. V.“ wird 
der Name des Trägers geändert in „transfer e. V.“. 
Das Wort „Königswinter“ wird ersetzt durch das 
Wort „Köln“.

– MBl. NRW. 2016 S. 232

2.1.2
Eingruppierung, vorübergehende Übertragung höher-
wertiger Tätigkeiten, Höhergruppierung

Die Entscheidung über Eingruppierungen, Höhergrup-
pierungen und die vorübergehende Übertragung höher-
wertiger Tätigkeiten ab der Entgeltgruppe 13 TV-L trifft 
das Ministerium. Das gilt auch für außertarifl iche 
 Beschäftigungsverhältnisse des vergleichbar höheren 
Dienstes. 

Satz  1 gilt nicht für Eingruppierungen nach Teil II 
Nr. 22.1 der Entgeltordnung zum TV-L.

2.1.3
Übertragung anderer Tätigkeiten

Zuständig für die Übertragung anderer Tätigkeiten ist 
die Leiterin oder der Leiter der Beschäftigungsbehörde 
oder -einrichtung. Werden bei der Übertragung anderer 
Tätigkeiten an Regierungsbeschäftigte Tätigkeitsmerk-
male erfüllt, bei denen die Eingruppierungsentscheidung 
dem Ministerium vorbehalten ist (Nummer 2.1.2), ist vor 
der Zuweisung des neuen Arbeitsplatzes die Zustim-
mung des Ministeriums einzuholen. Dies gilt auch für 
die vorübergehende Übertragung höherwertiger Tätig-
keiten (§ 14 TV-L).

2.1.4
Beschäftigung über die gesetzliche Altersgrenze hinaus

Die Zustimmung des Ministeriums ist erforderlich 

1.  zur Weiterbeschäftigung von Regierungsbeschäftig-
ten über die gesetzliche Altersgrenze hinaus und

2.  zur Begründung eines privatrechtlichen Dienstver-
hältnisses mit einer Ruhestandsbeamtin oder einem 
Ruhestandsbeamten.

2.2
Zuständigkeiten nach § 4 TV-L

2.2.1
Zuweisung, Personalgestellung

Die Zuweisung sowie die Personalgestellung gem. §  4 
Absatz 2 und 3 TV-L nimmt das Ministerium vor.

2.2.2
Abordnung, Versetzung

Die Versetzung und Abordnung 

1.  von Regierungsbeschäftigten ab der Entgeltgruppe 13 
TV-L und

2.  von Regierungsbeschäftigten an eine oberste Landes-
behörde oder oberste Bundesbehörde

bleibt dem Ministerium vorbehalten. 

3
Sonstige Pfl ichten

3.1
Urlaub in besonderen Fällen 

Beurlaubungen unter Wegfall des Entgelts (§  28 TV-L) 
unterliegen in entsprechender  Anwendung des § 34 der 
Freistellungs- und Urlaubsverordnung NRW – FrUrlV 
NRW – der Zustimmung des Ministeriums. 

3.2
Vertretung bei auf das Arbeitsverhältnis bezogenen 
Streitigkeiten

Zuständig für die Vertretung des Landes bei Streitigkei-
ten aus einem Arbeitsverhältnis ist die Behörde oder 
Einrichtung, die die angefochtene Maßnahme getroffen 
oder über den mit der Klage geltend gemachten An-
spruch zu entscheiden hat. 

3.3
Anwendung beamtenrechtlicher Zuständigkeitsregelun-
gen 

Etwaige beamtenrechtliche Bestimmungen über die Ver-
teilung der Zuständigkeiten gelten für Regierungsbe-
schäftigte vergleichbarer Entgeltgruppen entsprechend, 
soweit Nummer 2 und 3 dieses Runderlasses nichts an-
deres bestimmen. 
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Richtlinie zur Berücksichtigung
von bürgerschaftlichem Engagement

bei der Gewährung von Zuwendungen 
im Zuständigkeitsbereich

des Ministeriums für Gesundheit, 
Emanzipation, Pfl ege und Alter 

Runderlass des Ministeriums für Gesundheit, 
Emanzipation, Pfl ege und Alter 

– 112 (BdH) 10-40 –
vom 17. März 2016

1
Grundsatz

Bei der Gewährung von Zuwendungen ist bürgerschaft-
liches Engagement zu berücksichtigen, wenn es bei der 
Verwirklichung der jeweiligen Vorhaben zum Tragen 
kommen soll.

2
Defi nition 

Bürgerschaftliches Engagement in der Form von freiwil-
ligen, unentgeltlichen Arbeiten ist als fi ktive Ausgabe in 
die Bemessungsgrundlage für Zuwendungen einzubezie-
hen.

3
Voraussetzung für die Berücksichtigung

Die als bürgerschaftliches Engagement zu berücksich-
tigenden Leistungen dürfen nicht in Erfüllung einer 
 Verpfl ichtung aus einem Beschäftigungsverhältnis oder 
einer organschaftlichen Stellung bei der Zuwendungs-
empfängerin oder dem Zuwendungsempfänger erbracht 
werden.

4
Art und Umfang, Grenze der Anerkennung

Im Rahmen bürgerschaftlichen Engagements erbrachte 
Arbeitsleistungen sind bei der Ermittlung der zuwen-
dungsfähigen Gesamtausgaben eines geförderten Vorha-
bens wie folgt zu berücksichtigen:

a)  Pro geleisteter Arbeitsstunde pauschal mit 10 Euro.

b)   Bei Arbeitsleistungen, die eine besondere fachliche 
Qualifi kation erfordern, kann das Ministerium für 
Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter auf Vor-
schlag der Bewilligungsbehörde im Einzelfall einen 
höheren Betrag anerkennen. 

c)   Die Höhe der fi ktiven Ausgaben für bürgerschaftli-
ches Engagement darf 20 Prozent der zuwendungsfä-
higen Gesamtausgaben nicht überschreiten.

d)   Als Beleg für die geleisteten Arbeitsstunden sind ein-
fache Stundennachweise zu erstellen, die zu unter-
schreiben sind. Sie müssen den Namen des oder der 
ehrenamtlich Tätigen, Datum, Dauer und Art der 
Leistung beinhalten und sind von dem Zuwendungs-
empfänger oder der Zuwendungsempfängerin gegen-
zuzeichnen.

5
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2016 in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer 
Kraft.

– MBl. NRW. 2016 S. 233

820

Festlegung abweichender Verfahrensfristen
 für das Jahr 2016 für Anträge auf Festsetzung 

der anerkennungsfähigen Aufwendungen für die 
Förderung stationärer Pfl egeeinrichtungen 

nach § 12 DVO APG NRW
Allgemeinverfügung des Ministeriums für Gesundheit, 

Emanzipation, Pfl ege und Alter 
vom 31. März 2016

In Ausübung der durch § 22 Absatz 3 des Gesetzes zur 
Weiterentwicklung des Landespfl egerechtes und Siche-
rung einer unterstützenden Infrastruktur für ältere Men-
schen, pfl egebedürftige Menschen und deren Angehörige 
(Alten- und Pfl egegesetz Nordrhein-Westfalen – APG 
NRW) vom 2. Oktober 2014 (Artikel 1 des Gesetzes vom 
2. Oktober 2014 (GV. NRW. S.  625)) verliehenen Mög-
lichkeit werden hiermit unter Bezugnahme auf die All-
gemeinverfügung des Ministeriums für Gesundheit, 
Emanzipation, Pfl ege und Alter vom 24. Juli 2015 (MBl. 
NRW. S. 468) im Wege der Allgemeinverfügung

1.  die Frist des § 22 Absatz 1 APG NRW auf den 31. De-
zember 2016 (statt 30. Juni 2016) 

2.  die Frist des § 12 Absatz 3 APG DVO NRW für die Be-
scheiderteilung für den Berechnungszeitraum 2016/ 
2017 auf den 25. November 2016 (statt 15. Mai 2016) 

festgelegt.

Diese Allgemeinverfügung gilt nach dem Tag der Veröf-
fentlichung als bekannt gegeben.

Begründung:
Gemäß §  22 Absatz  3 des Alten- und Pfl egegesetzes 
Nordrhein-Westfalen (APG NRW) vom 2. Oktober 2014 
(GV. NRW. 625) kann das Ministerium für Gesundheit, 
Emanzipation, Pfl ege und Alter des Landes Nordrhein-
Westfalen (im Folgenden MGEPA genannt), soweit in 
diesem Gesetz oder in der auf Grundlage dieses Gesetzes 
erlassenen Verordnung Fristen festgesetzt sind, für die 
Jahre 2015 und 2016 ausnahmsweise abweichende Fris-
ten im Wege der Allgemeinverfügung festlegen. 

Von dieser Möglichkeit wird hiermit in Bezug auf die 
oben genannten Fristen Gebrauch gemacht, da die An-
tragsbearbeitung nach den bisherigen Erfahrungen er-
heblicher aufwändiger ist, als zum Zeitpunkt des Ge-
setzgebungsverfahrens absehbar. Der höhere Aufwand 
resultiert daraus, dass die Landschaftsverbände bei der 
erstmaligen Festsetzung nach der APG DVO zunächst 
die Investitionsaufwendungen der Vergangenheit fest-
stellen müssen. Dabei sind von den Bearbeiterinnen und 
Bearbeitern bei den Landschaftsverbänden – auch ange-
sichts zum Teil unvollständiger oder korrekturbedürfti-
ger Anträge – zunächst umfangreich die tatsächlichen 
Sachverhalte zu verifi zieren.

Ohne ein Tätigwerden des MGEPA steht zu erwarten, 
dass eine Vielzahl der Anträge auf Feststellung und 
Festsetzung der anerkennungsfähigen Investitionsauf-
wendungen der circa 2.900 stationären Pfl egeeinrichtun-
gen nicht fristgerecht bearbeitet und beschieden werden 
kann. Eine erhebliche Anzahl der Bescheide müsste die 
anerkennungsfähigen Investitionskostensätze rückwir-
kend festsetzen, was aufgrund der fi nanziellen Auswir-
kungen für die Bewohnerinnen und Bewohner mit er-
heblichen Verunsicherungen der Pfl egebedürftigen und 
ihrer Angehörigen und der Kommunen als Sozialhilfe-
träger verbunden wäre.

§ 22 Absatz 1 APG NRW verlängert die Gültigkeit der Be-
scheide über die gesonderte Berechnung, die für den Zeit-
raum bis zum 31. Dezember 2014 ergangen sind, bis zum 
31. Dezember 2015. Diese Frist wurde mit Allgemeinver-
fügung vom 24. Juli 2015 auf den 30. Juni 2016 festgelegt 
und wird jetzt erneut bis zum 31. Dezember 2016 verlän-
gert.

Nach § 12 Absatz 3 Satz 2 APG DVO NRW ist der An-
trag auf Ermittlung und Festsetzung der betriebs-
notwendigen Aufwendungen in ungeraden Kalenderjah-
ren jeweils bis zum 31. August des Jahres für die beiden 
Folgejahre zu stellen. Diese Frist wurde für das Jahr 
2015 per Allgemeinverfügung vom 24. Juli 2015 auf den 
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31. Oktober 2015 festgelegt. Sie bleibt durch diese Allge-
meinverfügung unverändert.

Gemäß § 12 Absatz 3 Satz 3 APG DVO NRW ergeht der 
Festsetzungsbescheid, soweit die Antragsunterlagen 
vollständig sind, bis zum 15. November des Jahres. Diese 
Frist wurde durch die Allgemeinverfügung vom 24. Juli 
2015 für den Berechnungszeitraum 2016/2017 auf den 
15. Mai 2016 festgelegt. Sie wird nunmehr auf den 25. 
November 2016 festgesetzt.

Aufgrund dieser Fristverlängerung werden Bescheide 
für die betroffenen Einrichtungen, die diese im normalen 
Berechnungsverfahren für den Zeitraum 2016/2017 be-
antragen, erst mit dem Ende des Verlängerungszeit-
raums (31. Dezember 2016) wirksam werden. Die Ein-
richtungen erhalten jedoch auch die Möglichkeit, über 
PfAD.invest einen Bescheid zum 1. Juli 2016 zu bean-
tragen.

Darüber hinaus haben Einrichtungen, die sich durch 
eine Berechnung nach dem neuen Recht eine vorteilhafte 
Investitionskostenfestsetzung erwarten, im Rahmen des 
§ 22 Absatz 1 Satz 2 APG NRW auch weiterhin die Mög-
lichkeit, dies durch einen Antrag auf Festsetzung zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt zu erreichen.

Die abweichende Bestimmung der vorgenannten Fristen 
wurde mit den für die Sozialhilfeträger zuständigen 
Kommunalen Spitzenverbänden vorab abgestimmt.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Sozial-
gericht, in dessen Bezirk die Klägerin bzw. der Kläger 
zur Zeit der Klageerhebung ihren oder seinen Sitz oder 
Wohnsitz hat, zu erheben.

Düsseldorf, den 31. März 2016

Im Auftrag

Markus   L e ß m a n n

– MBl. NRW. 2016 S. 233

II.

Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur 
und Sport

Einstellung eines Verfahrens zur Eintragung
in das Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes

Bekanntmachung des Ministeriums 
für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport

vom 21. März 2016

Gemäß § 6 des Gesetzes zum Schutz deutschen Kultur-
gutes gegen Abwanderung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 8. Juli 1999 (BGBl. I S. 1754), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Mai 2007 
(BGBl.  I S. 757, 2547), wird bekannt gemacht, dass das 
eingeleitete Verfahren zur Eintragung der nachfolgend 
genannten Kunstwerke in das Verzeichnis national wert-
vollen Kulturgutes (Bekanntmachung vom 3. August 
2015, MBl. NRW. S. 509) eingestellt wurde.

Meister/
Epoche

Darstellung Material Maße Literatur

Ernst Ludwig 
Kirchner

Bergland-
schaft mit 
Almhütten 
(auch: Alp-
weg; Berg-
weg), 1921

Öl auf 
Lein-
wand/
Papier/
Karton

H:  121 cm
B:  120 cm

Gordon 
663

Max 
 Beckmann

Möwen 
im Sturm, 
1942

Öl auf 
Lein-
wand

H:  83,2 cm
B:  63,7 cm
T:  7 cm

Göpel 
598

Düsseldorf, den 21. März 2016

Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr.   S t o p p a - S e h l b a c h

– MBl. NRW. 2016 S. 234

Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales

Bekanntmachung des Vomhundertsatzes
nach § 148 Absatz 4 des Neunten Buches 

Sozialgesetzbuch (SGB IX)
für das Kalenderjahr 2015

Bekanntmachung des Ministeriums für Arbeit, 
Integration und Soziales 

– V B 3 – 4421.42 –
vom 21. März 2016

Für das Jahr 2015 beträgt der Vomhundertsatz gemäß 
§ 148 Absatz 1 und 4 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch 3,80.

– MBl. NRW. 2016 S. 234

III.

Landschaftsverband Westfalen-Lippe 

Gesamtabschluss 2014
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe

Bekanntmachung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe 

vom 18. Februar 2016

Die Landschaftsversammlung Westfalen-Lippe hat am 
19. November 2015 folgenden Beschluss gefasst:

1.  Der vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüfte Ge-
samtabschluss zum 31. Dezember 2014 wird bestä-
tigt.

2.  Dem Direktor des Landschaftsverbandes Westfalen-
Lippe wird Entlastung erteilt.

Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 23 Ab-
satz  2 der Landschaftsverbandsordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit § 116 Absatz 1 
und §  96 Absatz  2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen und §  10 der Hauptsatzung des 
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe öffentlich be-
kannt gemacht.

Das Druckwerk zum Gesamtabschluss 2014 wird wäh-
rend der Dienststunden, jeweils montags bis donnerstags 
von 8:30 Uhr bis 15:30 Uhr und freitags bis 12:30 Uhr, 
im Verwaltungsgebäude des Landschaftsverbandes 
West falen-Lippe in Münster, Landeshaus, Freiherr-vom-
Stein-Platz 1, Block D, Zimmer 204, bis zur Feststellung 
des folgenden Gesamtabschlusses zur Einsichtnahme 
verfügbar gehalten.

Nähere Informationen zum Gesamtabschluss 2014 (Ge-
samtbilanz, Gesamtergebnisrechnung, Gesamtanhang, 
Gesamtlagebericht und Beteiligungsbericht) erhalten Sie 
unter http://www.lwl.org/LWL/Der_LWL/Organisation/
Zahlen-Fakten-Dokumente/fi nanzen.
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Münster, den 18. Februar 2016

Der Direktor
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe

Matthias  L ö b

– MBl. NRW. 2016 S. 234

Jahresabschlüsse per 31. Dezember 2014 
der Einrichtungen des LWL-PsychiatrieVerbunds 

und der LWL-Maßregelvollzugseinrichtungen 
Westfalen

Bekanntmachung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe 
vom 1. März 2016

Die Jahresabschlüsse per 31. Dezember 2014 der Ein-
richtungen des LWL-PsychiatrieVerbunds und der 
LWL-Maßregelvollzugseinrichtungen Westfalen des 
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe sind durch die 
zuständige Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-West-
falen (GPA NRW) geprüft worden.

Die abschließenden Vermerke der GPA NRW sowie die 
Jahresabschlüsse und die Verwendung der Jahresergeb-
nisse sind im Internet öffentlich bekannt gemacht wor-
den unter http://www.lwl.org/LWL/Der_LWL/Bekannt-
machungen.

Die Jahresabschlüsse und Lageberichte können während 
der Dienststunden beim Landschaftsverband Westfalen-
Lippe in 48147 Münster, Hörsterplatz 2, Zimmer V 2.02, 
2. OG und bei den Verwaltungen der LWL-Kliniken ein-
gesehen werden.

Überdrucke sind gegen Kostenerstattung direkt beim 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe anzufordern.

Münster, den 1. März 2016

Der Direktor
des Landschaftsverbandes 

Westfalen-Lippe

Matthias  L ö b

– MBl. NRW. 2016 S. 235

Jahresabschluss 2014
des LWL-Bau- und Liegenschaftsbetriebes

Bekanntmachung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe
vom 6. April 2016

Der Beschluss der Landschaftsversammlung Westfalen-
Lippe vom 19. November 2015 über die Feststellung des 
geprüften Jahresabschlusses 2014 des LWL-Bau- und 
Liegenschaftsbetriebes sowie der abschließende Vermerk 
der Gemeindeprüfungsanstalt NRW sind im Internet 
 unter

http://www.lwl.org/LWL/Der LWL/Bekanntmachungen

öffentlich bekannt gemacht worden.

Münster, den 6. April 2016

Der Direktor
des Landschaftsverbandes

Westfalen-Lippe

Matthias   L ö b

– MBl. NRW. 2016 S. 235

Landschaftsverband Rheinland 

Öffentliche Auslegung
des LVR-Beteiligungsberichtes 

zum 31. Dezember 2014
Bekanntmachung des Landschaftsverbandes Rheinland

vom 14. März 2016

Aufgrund des §  23 Absatz  2 der Landschaftsverbands-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), zuletzt geän-
dert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Oktober 2012 
(GV. NRW. S.  474), in Verbindung mit §  117 Absatz  2 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S.  666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S.  496) wird bekanntge-
geben, dass der Beteiligungsbericht des Landschaftsver-
bandes Rheinland zum 31. Dezember 2014 montags bis 
freitags in der Zeit von 9:00 Uhr bis 17:00 Uhr im Ver-
waltungsgebäude des Landschaftsverbandes Rheinland 
in 50679 Köln, Landeshaus, Kennedy-Ufer 2, Zimmer 
F 209, zur Einsichtnahme öffentlich ausliegt.

Alternativ kann der LVR-Beteiligungsbericht zum 31. 
Dezember 2014 im Internet unter folgender Adresse ein-
gesehen werden: Beteiligungsbericht.lvr.de.

Köln, den 14. März 2016

Die Direktorin
des Landschaftsverbandes Rheinland

Ulrike  L u b e k

– MBl. NRW. 2016 S. 235

Landesanstalt für Medien (LfM)

Zuweisung einer analogen terrestrischen 
Übertragungskapazität für die Verbreitung 

oder Weiterverbreitung von privatem Hörfunk 
in Pulheim 

Bekanntmachung der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM)

vom 8. April 2016

Die Ausschreibung der Landesanstalt für Medien Nord-
rhein-Westfalen (LfM) – Zuweisung einer analogen ter-
restrischen Übertragungskapazität für die Verbreitung 
oder Weiterverbreitung von privatem Hörfunk in Pul-
heim – ist auf der Homepage der LfM www.lfm-nrw.de 
öffentlich bekannt gemacht worden. 

Düsseldorf, den 8. April 2016 

Der Direktor
der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM)

Dr. Jürgen   B r a u t m e i e r

– MBl. NRW. 2016 S. 235
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Hinweis:
Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlich-
ten Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen qua-
litativ hochwertigen Rechtsangeboten.

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: Newsletter anklicken.

Einzelpreis dieser Nummer 3,30 Euro
zuzügl. Porto- und Versandkosten

Bestellungen, Anfragen usw. sind an den A. Bagel Verlag zu richten. Anschrift und Telefonnummer wie folgt für
Abonnementsbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 38 (8.00–12.30 Uhr), 40237 Düsseldorf

Bezugspreis halbjährlich 57,50 Euro (Kalenderhalbjahr). Jahresbezug 115,– Euro (Kalenderjahr), zahlbar im Voraus. Abbestellungen für Kalenderhalbjahres-
bezug müssen bis zum 30. 4. bzw. 31. 10., für Kalenderjahresbezug bis zum 31. 10. eines jeden Jahres beim A. Bagel Verlag vorliegen.

Reklamationen über nicht erfolgte Lieferungen aus dem Abonnement werden nur innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Erscheinen anerkannt.

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten.
Einzelbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax: (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 41, 40237 Düsseldorf

Von Vorabeinsendungen des Rechnungsbetrages – in welcher Form auch immer – bitten wir abzusehen. Die Lieferungen erfolgen nur aufgrund schriftlicher 
Bestellung gegen Rechnung. Es wird dringend empfohlen, Nachbestellungen des Ministerialblattes für das Land Nordrhein-Westfalen möglichst innerhalb 
eines Vierteljahres nach Erscheinen der jeweiligen Nummer beim A. Bagel Verlag vorzunehmen, um späteren Lieferschwierigkeiten vorzubeugen. Wenn nicht

innerhalb von vier Wochen eine Lieferung erfolgt, gilt die Nummer als vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht.
Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium für Inneres und Kommunales NRW, Friedrichstraße 62–80, 40217 Düsseldorf.
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